Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/3774 

04 . 07 . 2000 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Landwirtschaftliche Sozialversicherung zukunftsorientiert gestalten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

a) Neben vielen Übereinstimmungen mit den Sozialversicherungssystemen 
der übrigen Bevölkerung weist die landwirtschaftliche Sozialversiche- 
rung einige wichtige Besonderheiten auf: 

aa) Die Beiträge und Leistungen sind auf die Lebens- und Arbeitsver- 
hältnisse der bäuerlichen Familien zugeschnitten. 

bb) Der Strukturwandel in der Landwirtschaft wird über dieses System 
abgefedert. 

cc) Durch die Beteiligung des Staates an der Finanzierung können die 
bäuerlichen Familien beträchtlich von Sozialabgaben entlastet wer- 
den und damit wird der Agrarstandort Deutschland in seiner Wett- 
bewerbsfähigkeit gestärkt. 

b) Die Bundeszuschüsse zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung wur- 
den von der jetzigen Bundesregierung um 115 Mio. DM, zur Alterssiche- 
rung der Landwirte um 344 Mio. DM und zur Krankenversicherung der 
Landwirte um 250 Mio. DM gekürzt. 

c) Mit den vorgenommenen Kürzungen wurde die Agrarsozialpolitik, die 
sich seit den 50er Jahren Schritt für Schritt zu den wichtigen Säulen der 
nationalen Agrarpolitik entwickelt hat, schlagartig schwer beschädigt. 
Für die Landwirte bedeuten die Kürzungen erhebliche Beitragserhöhun- 
gen und damit eine weitere Schwächung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. Im 
Hinblick auf die Gesamtsituation der Landwirtschaft ist dies nicht zu ver- 
antworten. 

d) Eine Neugestaltung der Organisationsstrukturen in der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung (LSV) ist im Interesse der beitragszahlenden 
Landwirte notwendig. 

e) Unsere Landwirte und der Berufsstand nutzen von sich aus alle Einspar- 
möglichkeiten; erste Erfolge sind bei der Konzentrierung der LSV-Träger 
bereits erreicht worden. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

a) Die vorgenommenen Kürzungen der Zuschüsse zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung in Höhe von 115 Mio. DM sowie zur Krankenver- 
sicherung der Landwirte in Höhe von 250 Mio. DM zurückzunehmen 



Drucksache 14/3774 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


und die damit zur Verfügung stehenden Mittel in Höhe von 365 Mio. DM 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung zur Entlastung der Beitrags- 
zahler zufließen zu lassen. 

b) Ebenso wie bei der Bundesknappschaft und der allgemeinen gesetzlichen 
Rentenversicherung der Tatsache der wachsenden Schere zwischen Bei- 
tragsempfängern und Beitragszahlern Rechnung zu tragen und deshalb 
den alten Mittelansatz bei der Alterssicherung der Landwirte wieder her- 
zustellen, zumal die Landwirtschaft an den allgemeinen Rentenkürzun- 
gen ebenfalls teilnimmt. 

c) Bei der Neugestaltung der Sozialversicherungsträger der LSV keine zen- 
trale Einrichtung zu schaffen, sondern im notwendigen und vertretbaren 
Umfang zukunftsfähige selbständige Sozialversicherungsträger zu erhal- 
ten, damit es einen Wettbewerb zwischen den Trägern um die geringsten 
Kosten geben kann und die erforderliche Beratung der Landwirte vor Ort 
gewährleistet ist. 

d) Die eigenständige Versicherung für den Gartenbau zu erhalten, da sich 
dieses System bestens bewährt hat. 


Berlin, den 28. Juni 2000 

Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
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